Übereinkommen über das auf vertragliche Schuldverhältnisse anzuwendende Recht




(Rom Konvention)

Diese Konvention wurde am 19. Juni 1980 in Rom zur Unterzeichnung aufgelegt.

Inkraftgetreten ist sie nach der Regel des Art 29 (1) des Übereinkommens am ersten Tag des dritten Monats, der auf die Hinterlegung der siebten Urkunde über die Ratifizierung, Annahme oder Zustimmung  folgt.

Sie gliedert sich in eine Praeambel, drei Titel (Anwendungsbereich, Einheitliche Bestimmungen und Schlussvorschriften) die wiederum 33 Artikel beinhalten, ein Protokoll und zwei gemeinsamen Erklärungen.
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UEBEREINKOMMEN ÜBER DAS AUF VERTRAGLICHE SCHULDVERHÄLTNISSE ANZUWENDENDE RECHT aufgelegt zur Unterzeichnung am 19. Juni 1980 in Rom (80/934/EWG) 

PRÄAMBEL 

DIE HOHEN VERTRAGSPARTEIEN des Vertrages zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft - 

IN DEM BESTREBEN, die innerhalb der Gemeinschaft insbesondere im Bereich der gerichtlichen Zuständigkeit und der Vollstreckung gerichtlicher Entscheidungen bereits begonnene Rechtsvereinheitlichung auf dem Gebiet des internationalen Privatrechts fortzusetzen, 

IN DEM WUNSCH, einheitliche Normen für die Bestimmung des auf vertragliche Schuldverhältnisse anzuwendenden Rechts zu schaffen - 

SIND WIE FOLGT ÜBEREINGEKOMMEN:

TITEL I ANWENDUNGSBEREICH 

Artikel 1

Anwendungsbereich 

(1) Die Vorschriften dieses Übereinkommens sind auf vertragliche Schuldverhältnisse bei Sachverhalten, die eine Verbindung zum Recht verschiedener Staaten aufweisen, anzuwenden. 

(2) Sie sind nicht anzuwenden auf a) den Personenstand sowie die Rechts-, Geschäfts- und Handlungsfähigkeit von natürlichen Personen, vorbehaltlich des Artikels 11; 

b) vertragliche Schuldverhältnisse betreffend - Testamente und das Gebiet des Erbrechts, 

- die ehelichen Güterstände, 

- die Rechte und Pflichten, die auf einem Familien-, Verwandschafts- oder eherechtlichen Verhältnis oder auf einer Schwägerschaft beruhen, einschließlich der Unterhaltsverpflichtungen gegenüber einem nichtehelichen Kind; 

c) Verpflichtungen aus Wechseln, Schecks, Eigenwechseln und anderen handelbaren Wertpapieren, sofern die Verpflichtungen aus diesen anderen Wertpapieren aus deren Handelbarkeit entstehen; 

d) Schieds- und Gerichtsstandsvereinbarungen; 

e) Fragen betreffend das Gesellschaftsrecht, das Vereinsrecht und das Recht der juristischen Personen, wie z.B. die Errichtung, die Rechts- und Handlungsfähigkeit, die innere Verfassung und die Auflösung von Gesellschaften, Vereinen und juristischen Personen sowie die persönliche gesetzliche Haftung der Gesellschafter und der Organe für die Schulden der Gesellschaft, des Vereins oder der juristischen Person; 

f) die Frage, ob ein Vertreter die Person, für deren Rechnung er zu handeln vorgibt, Dritten gegenüber verpflichten kann, oder ob das Organ einer Gesellschaft, eines Vereins oder einer juristischen Person diese Gesellschaft, diesen Verein oder dieser juristische Person gegenüber Dritten verpflichten kann; 

g) die Gründung von "Trusts" sowie die dadurch geschaffenen Rechtsbeziehungen zwischen den Verfügenden, den Treuhändern und den Begünstigten; 

h) den Beweis und das Verfahren, vorbehaltlich des Artikels 14. 

(3) Die Vorschriften dieses Übereinkommens sind nicht anzuwenden auf Versicherungsverträge, die in den Hoheitsgebieten der Mitgliedstaaten der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft belegene Risiken decken. Ist zu entscheiden, ob ein Risiko in diesen Hoheitsgebieten belegen ist, so wendet das Gericht sein innerstaatliches Recht an. 

(4) Absatz 3 gilt nicht für Rückversicherungsverträge. 

Artikel 2

Anwendung des Rechts von Nichtvertragsstaaten 

Das nach diesem Übereinkommen bezeichnete Recht ist auch dann anzuwenden, wenn es das Recht eines Nichtvertragsstaats ist. 

TITEL II EINHEITLICHE BESTIMMUNGEN 

Artikel 3

Freie Rechtswahl 

(1) Der Vertrag unterliegt dem von den Parteien gewählten Recht. Die Rechtswahl muß ausdrücklich sein oder sich mit hinreichender Sicherheit aus den Bestimmungen des Vertrages oder aus den Umständen des Falles ergeben. Die Parteien können die Rechtswahl für ihren ganzen Vertrag oder nur für einen Teil desselben treffen. 

(2) Die Parteien können jederzeit vereinbaren, daß der Vertrag nach einem anderen Recht zu beurteilen ist als dem, das zuvor entweder aufgrund einer früheren Rechtswahl nach diesem Artikel oder aufgrund anderer Vorschriften dieses Übereinkommens für ihn maßgebend war. Die Formgültigkeit des Vertrages im Sinne des Artikels 9 und Rechte Dritter werden durch eine nach Vertragsabschluß erfolgende Änderung der Bestimmung des anzuwendenden Rechts nicht berührt. 

(3) Sind alle anderen Teile des Sachverhalts im Zeitpunkt der Rechtswahl in ein und demselben Staat belegen, so kann die Wahl eines ausländischen Rechts durch die Parteien - sei sie durch die Vereinbarung der Zuständigkeit eines ausländischen Gerichtes ergänzt oder nicht - die Bestimmungen nicht berühren, von denen nach dem Recht jenes Staates durch Vertrag nicht abgewichen werden kann und die nachstehend "zwingende Bestimmungen" genannt werden. 

(4) Auf das Zustandekommen und die Wirksamkeit der Einigung der Parteien über das anzuwendende Recht sind die Artikel 8, 9 und 11 anzuwenden. 

Artikel 4

Mangels Rechtswahl anzuwendendes Recht 

(1) Soweit das auf den Vertrag anzuwendende Recht nicht nach Artikel 3 vereinbart worden ist, unterliegt der Vertrag dem Recht des Staates, mit dem er die engsten Verbindungen aufweist. Lässt sich jedoch ein Teil des Vertrages von dem Rest des Vertrages trennen und weist dieser Teil eine engere Verbindung mit einem anderen Staat auf, so kann auf ihn ausnahmsweise das Recht dieses anderen Staates angewendet werden. 

(2) Vorbehaltlich des Absatzes 5 wird vermutet, daß der Vertrag die engsten Verbindungen mit dem Staat aufweist, in dem die Partei, welche die charakteristische Leistung zu erbringen hat, im Zeitpunkt des Vertragsabschlusses ihren gewöhnlichen Aufenthalt oder, wenn es sich um eine Gesellschaft, einen Verein oder eine juristische Person handelt, ihre Hauptverwaltung hat. Ist der Vertrag jedoch in Ausübung einer beruflichen oder gewerblichen Tätigkeit dieser Partei geschlossen worden, so wird vermutet, daß er die engsten Verbindungen zu dem Staat aufweist, in dem sich deren Hauptniederlassung befindet oder in dem, wenn die Leistung nach dem Vertrag von einer anderen als der Hauptniederlassung zu erbringen ist, sich die andere Niederlassung befindet. 

(3) Ungeachtet des Absatzes 2 wird, soweit der Vertrag ein dingliches Recht an einem Grundstück oder ein Recht zur Nutzung eines Grundstücks zum Gegenstand hat, vermutet, daß der Vertrag die engsten Verbindungen zu dem Staat aufweist, in dem das Grundstück belegen ist. 

(4) Die Vermutung nach Absatz 2 gilt nicht für Güterbeförderungsverträge. Bei diesen Verträgen wird vermutet, daß sie mit dem Staat die engsten Verbindungen aufweisen, in dem der Beförderer im Zeitpunkt des Vertragsabschlusses seine Hauptniederlassung hat, sofern sich in diesem Staat auch der Verladeort oder der Entladeort oder die Hauptniederlassung des Absenders befindet. Als Güterbeförderungsverträge gelten für die Anwendung dieses Absatzes auch Charterverträge für eine einzige Reise und andere Verträge, die in der Hauptsache der Güterbeförderung dienen. 

(5) Absatz 2 ist nicht anzuwenden, wenn sich die charakteristische Leistung nicht bestimmen lässt. Die Vermutungen nach den Absätzen 2, 3 und 4 gelten nicht, wenn sich aus der Gesamtheit der Umstände ergibt, daß der Vertrag engere Verbindungen mit einem anderen Staat aufweist. 

Artikel 5

Verbraucherverträge 

(1) Dieser Artikel gilt für Verträge über die Lieferung beweglicher Sachen oder die Erbringung von Dienstleistungen an eine Person, den Verbraucher, zu einem Zweck, der nicht der beruflichen oder gewerblichen Tätigkeit des Verbrauchers zugerechnet werden kann, sowie für Verträge zur Finanzierung eines solchen Geschäfts. 

(2) Ungeachtet des Artikels 3 darf die Rechtswahl der Parteien nicht dazu führen, daß dem Verbraucher der durch die zwingenden Bestimmungen des Rechts des Staates, in dem er seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat, gewährte Schutz entzogen wird: - wenn dem Vertragsabschluß ein ausdrückliches Angebot oder eine Werbung in diesem Staat vorausgegangen ist und wenn der Verbraucher in diesem Staat die zum Abschluß des Vertrages erforderlichen Rechtshandlungen vorgenommen hat oder 

- wenn der Vertragspartner des Verbrauchers oder sein Vertreter die Bestellung des Verbrauchers in diesem Staat entgegengenommen hat oder 

- wenn der Vertrag den Verkauf von Waren betrifft und der Verbraucher von diesem Staat ins Ausland gereist ist und dort seine Bestellung aufgegeben hat, sofern diese Reise vom Verkäufer mit dem Ziel herbeigeführt worden ist, den Verbraucher zum Vertragsabschluß zu veranlassen. 

(3) Abweichend von Artikel 4 ist mangels einer Rechtswahl nach Artikel 3 für Verträge, die unter den in Absatz 2 bezeichneten Umständen zustande gekommen sind, das Recht des Staates maßgebend, in dem der Verbraucher seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat. 

(4) Dieser Artikel gilt nicht für a) Beförderungsverträge, 

b) Verträge über die Erbringung von Dienstleistungen, wenn die dem Verbraucher geschuldeten Dienstleistungen ausschließlich in einem anderen als dem Staat erbracht werden müssen, in dem der Verbraucher seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat. 

(5) Ungeachtet des Absatzes 4 gilt dieser Artikel für Reiseverträge, die für einen Pauschalpreis kombinierte Beförderungs- und Unterbringungsleistungen vorsehen. 

Artikel 6

Arbeitsverträge und Arbeitsverhältnisse von Einzelpersonen 

(1) Ungeachtet des Artikels 3 darf in Arbeitsverträgen und Arbeitsverhältnissen die Rechtswahl der Parteien nicht dazu führen, daß dem Arbeitnehmer der Schutz entzogen wird, der ihm durch die zwingenden Bestimmungen des Rechts gewährt wird, das nach Absatz 2 mangels einer Rechtswahl anzuwenden wäre. 

(2) Abweichend von Artikel 4 sind mangels einer Rechtswahl nach Artikel 3 auf Arbeitsverträge und Arbeitsverhältnisse anzuwenden: a) das Recht des Staates, in dem der Arbeitnehmer in Erfuellung des Vertrages gewöhnlich seine Arbeit verrichtet, selbst wenn er vorübergehend in einen anderen Staat entsandt ist, oder 

b) das Recht des Staates, in dem sich die Niederlassung befindet, die den Arbeitnehmer eingestellt hat, sofern dieser seine Arbeit gewöhnlich nicht in ein und demselben Staat verrichtet, 

es sei denn, daß sich aus der Gesamtheit der Umstände ergibt, daß der Arbeitsvertrag oder das Arbeitsverhältnis engere Verbindungen zu einem anderen Staat aufweist ; in diesem Fall ist das Recht dieses anderen Staates anzuwenden. 

Artikel 7

Zwingende Vorschriften 

(1) Bei Anwendung des Rechts eines bestimmten Staates aufgrund dieses Übereinkommens kann den zwingenden Bestimmungen des Rechts eines anderen Staates, mit dem der Sachverhalt eine enge Verbindung aufweist, Wirkung verliehen werden, soweit diese Bestimmungen nach dem Recht des letztgenannten Staates ohne Rücksicht darauf anzuwenden sind, welchem Recht der Vertrag unterliegt. Bei der Entscheidung, ob diesen zwingenden Bestimmungen Wirkung zu verleihen ist, sind ihre Natur und ihr Gegenstand sowie die Folgen zu berücksichtigen, die sich aus ihrer Anwendung oder ihrer Nichtanwendung ergeben würden. 

(2) Dieses Übereinkommen berührt nicht die Anwendung der nach dem Recht des Staates des angerufenen Gerichtes geltenden Bestimmungen, die ohne Rücksicht auf das auf den Vertrag anzuwendende Recht den Sachverhalt zwingend regeln. 

Artikel 8

Einigung und materielle Wirksamkeit 

(1) Das Zustandekommen und die Wirksamkeit des Vertrages oder einer seiner Bestimmungen beurteilen sich nach dem Recht, das nach diesem Übereinkommen anzuwenden wäre, wenn der Vertrag oder die Bestimmung wirksam wäre. 

(2) Ergibt sich jedoch aus den Umständen, daß es nicht gerechtfertigt wäre, die Wirkung des Verhaltens einer Partei nach dem in Absatz 1 bezeichneten Recht zu bestimmen, so kann sich diese Partei für die Behauptung, sie habe dem Vertrag nicht zugestimmt, auf das Recht des Staates ihres gewöhnlichen Aufenthaltsorts berufen. 

Artikel 9

Form 
(1) Ein zwischen Personen, die sich in demselben Staat befinden, geschlossener Vertrag ist formgültig, wenn er die Formerfordernisse des auf ihn nach diesem Übereinkommen materiell-rechtlich anzuwendenden Rechts oder des Rechts des Staates, in dem er geschlossen wurde, erfuellt. 

(2) Ein zwischen Personen, die sich in verschiedenen Staaten befinden, geschlossener Vertrag ist formgültig, wenn er die Formerfordernisse des auf ihn nach diesem Übereinkommen materiell-rechtlich anzuwendenden Rechts oder des Rechts eines dieser Staaten erfuellt. 

(3) Wird der Vertrag durch einen Vertreter geschlossen, so muß bei Anwendung der Absätze 1 und 2 der Staat berücksichtigt werden, in dem sich der Vertreter befindet. 

(4) Ein einseitiges Rechtsgeschäft, das sich auf einen geschlossenen oder zu schließenden Vertrag bezieht, ist formgültig, wenn es die Formerfordernisse des Rechts, das nach diesem Übereinkommen für den Vertrag maßgebend ist oder maßgebend wäre, oder die Formerfordernisse des Rechts des Staates erfuellt, in dem dieses Rechtsgeschäft vorgenommen worden ist. 

(5) Die Absätze 1 bis 4 sind nicht anzuwenden auf Verträge, für die Artikel 5 gilt und die unter den in Artikel 5 Absatz 2 bezeichneten Umständen geschlossen worden sind. Für die Form dieser Verträge ist das Recht des Staates maßgebend, in dem der Verbraucher seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat. 

(6) Abweichend von den Absätzen 1 bis 4 beurteilen sich Verträge, die ein dingliches Recht an einem Grundstück oder ein Recht zur Nutzung eines Grundstücks zum Gegenstand haben, nach den zwingenden Formvorschriften des Staates, in dem das Grundstück belegen ist, sofern diese nach dem Recht dieses Staates ohne Rücksicht auf den Ort des Abschlusses des Vertrages und auf das auf ihn anzuwendende Recht gelten. 

Artikel 10

Geltungsbereich des auf den Vertrag anzuwendenden Rechts 

(1) Das nach den Artikeln 3 bis 6 und nach Artikel 12 dieses Übereinkommens auf einen Vertrag anzuwendende Recht ist insbesondere maßgebend für a) seine Auslegung, 

b) die Erfuellung der durch ihn begründeten Verpflichtungen, 

c) die Folgen der vollständigen oder teilweisen Nichterfuellung dieser Verpflichtungen, einschließlich der Schadensbemessung, soweit sie nach Rechtsnormen erfolgt, in den Grenzen der dem Gericht durch sein Prozeßrecht eingeräumten Befugnisse, 

d) die verschiedenen Arten des Erlöschens der Verpflichtungen sowie die Verjährung und die Rechtsverluste, die sich aus dem Ablauf einer Frist ergeben, 

e) die Folgen der Nichtigkeit des Vertrages. 

(2) In bezug auf die Art und Weise der Erfuellung und die vom Gläubiger im Falle mangelhafter Erfuellung zu treffenden Maßnahmen ist das Recht des Staates, in dem die Erfuellung erfolgt, zu berücksichtigen. 

Artikel 11

Rechts-, Geschäfts- und Handlungsunfähigkeit 

Bei einem zwischen Personen, die sich in demselben Staat befinden, geschlossenen Vertrag kann sich eine natürliche Person, die nach dem Recht dieses Staates rechts-, geschäfts- und handlungsfähig wäre, nur dann auf ihre aus dem Recht eines anderen Staates abgeleitete Rechts-, Geschäfts- und Handlungsunfähigkeit berufen, wenn der andere Vertragsteil bei Vertragsabschluß diese Rechts-, Geschäfts- und Handlungsunfähigkeit kannte oder infolge Fahrlässigkeit nicht kannte. 

Artikel 12

Übertragung der Forderung 

(1) Für die Verpflichtungen zwischen Zedent und Zessionar einer Forderung ist das Recht maßgebend, das nach diesem Übereinkommen auf den Vertrag zwischen ihnen anzuwenden ist. 

(2) Das Recht, dem die übertragene Forderung unterliegt, bestimmt ihre Übertragbarkeit, das Verhältnis zwischen Zessionar und Schuldner, die Voraussetzungen, unter denen die Übertragung dem Schuldner entgegengehalten werden kann, und die befreiende Wirkung einer Leistung durch den Schuldner. 

Artikel 13

Gesetzlicher Forderungsübergang 

(1) Hat eine Person, der Gläubiger, eine vertragliche Forderung gegen eine andere Person, den Schuldner, und hat ein Dritter die Verpflichtung, den Gläubiger zu befriedigen, oder befriedigt er den Gläubiger aufgrund dieser Verpflichtung, so bestimmt das für die Verpflichtung des Dritten maßgebende Recht, ob der Dritte die Forderung des Gläubigers gegen den Schuldner gemäß dem für deren Beziehungen maßgebenden Recht ganz oder zu einem Teil geltend zu machen berechtigt ist. 

(2) Dies gilt auch, wenn mehrere Personen dieselbe vertragliche Forderung zu erfuellen haben und der Gläubiger von einer dieser Personen befriedigt worden ist. 

Artikel 14

Beweis 
(1) Das nach diesem Übereinkommen für den Vertrag maßgebende Recht ist insoweit anzuwenden, als es für vertragliche Schuldverhältnisse gesetzliche Vermutungen aufstellt oder die Beweislast verteilt. 

(2) Zum Beweis eines Rechtsgeschäfts sind alle Beweisarten der lex fori oder eines jener in Artikel 9 bezeichneten Rechte, nach denen das Rechtsgeschäft formgültig ist, zulässig, sofern der Beweis in dieser Art vor dem angerufenen Gericht erbracht werden kann. 

Artikel 15

Ausschluß der Rück- und Weiterverweisung 

Unter dem nach diesem Übereinkommen anzuwendenden Recht eines Staates sind die in diesem Staat geltenden Rechtsnormen unter Ausschluß derjenigen des internationalen Privatrechts zu verstehen. 

Artikel 16

Öffentliche Ordnung 

Die Anwendung einer Norm des nach diesem Übereinkommen bezeichneten Rechts kann nur versagt werden, wenn dies offensichtlich mit der öffentlichen Ordnung des Staates des angerufenen Gerichtes unvereinbar ist. 

Artikel 17

Ausschluß der Rückwirkung 

Dieses Übereinkommen ist in einem Vertragsstaat auf Verträge anzuwenden, die geschlossen worden sind, nachdem das Übereinkommen für diesen Staat in Kraft getreten ist. 

Artikel 18

Einheitliche Auslegung 

Bei der Auslegung und Anwendung der vorstehenden einheitlichen Vorschriften ist ihrem internationalen Charakter und dem Wunsch Rechnung zu tragen, eine einheitliche Auslegung und Anwendung dieser Vorschriften zu erreichen. 

Artikel 19

Staaten ohne einheitliche Rechtsordnung 

(1) Umfasst ein Staat mehrere Gebietseinheiten, von denen jede für vertragliche Schuldverhältnisse ihre eigenen Rechtsnormen hat, so gilt für die Bestimmung des nach diesem Übereinkommen anzuwendenden Rechts jede Gebietseinheit als Staat. 

(2) Ein Staat, in dem verschiedene Gebietseinheiten ihre eigenen Rechtsnormen für vertragliche Schuldverhältnisse haben, ist nicht verpflichtet, dieses Übereinkommen auf Kollisionen zwischen den Rechtsordnungen dieser Gebietseinheiten anzuwenden. 

Artikel 20

Vorrang des Gemeinschaftsrechts 

Dieses Übereinkommen berührt nicht die Anwendung der Kollisionsnormen für vertragliche Schuldverhältnisse auf besonderen Gebieten, die in Rechtsakten der Organe der Europäischen Gemeinschaften oder in dem in Ausführung dieser Akte harmonisierten innerstaatlichen Recht enthalten sind oder enthalten sein werden. 

Artikel 21

Verhältnis zu anderen Übereinkommen 

Dieses Übereinkommen berührt nicht die Anwendung internationaler Übereinkommen, denen ein Vertragsstaat angehört oder angehören wird. 

Artikel 22

Vorbehalte 

(1) Jeder Vertragsstaat kann sich bei der Unterzeichnung, der Ratifizierung, der Annahme oder der Zustimmung das Recht vorbehalten, folgende Bestimmungen nicht anzuwenden: a) Artikel 7 Absatz 1, 

b) Artikel 10 Absatz 1 Buchstabe e). 

(2) Jeder Vertragsstaat kann ausserdem bei der Notifizierung einer Ausdehnung des Übereinkommens gemäß Artikel 27 Absatz 2 einen oder mehrere dieser Vorbehalte einlegen, deren Wirkung auf die oder einige der Gebiete begrenzt ist, die von der Ausdehnung erfasst werden. 

(3) Jeder Vertragsstaat kann jederzeit einen von ihm eingelegten Vorbehalt zurückziehen ; der Vorbehalt wird am ersten Tag des dritten Kalendermonats nach Notifizierung der Rücknahme unwirksam. 

TITEL III SCHLUSSVORSCHRIFTEN 

Artikel 23

(1) Wünscht ein Vertragsstaat, nachdem dieses Übereinkommen für ihn in Kraft getreten ist, eine neue Kollisionsnorm für eine bestimmte Gruppe von Verträgen einzuführen, die in den Anwendungsbereich des Übereinkommens fallen, so teilt er seine Absicht den anderen Unterzeichnerstaaten über den Generalsekretär des Rates der Europäischen Gemeinschaften mit. 

(2) Innerhalb von sechs Monaten nach der Mitteilung an den Generalsekretär des Rates kann jeder Unterzeichnerstaat bei diesem beantragen, Konsultationen mit den Unterzeichnerstaaten einzuleiten, um zu einem Einvernehmen zu gelangen. 

(3) Hat innerhalb dieser Frist kein Unterzeichnerstaat Konsultationen beantragt oder haben die Konsultationen innerhalb von zwei Jahren nach Mitteilung an den Generalsekretär des Rates nicht zu einem Einvernehmen geführt, so kann der betreffende Vertragsstaat sein Recht ändern. Die von diesem Staat getroffene Maßnahme wird den anderen Unterzeichnerstaaten über den Generalsekretär des Rates der Europäischen Gemeinschaften zur Kenntnis gebracht. 

Artikel 24

(1) Wünscht ein Vertragsstaat, nachdem dieses Übereinkommen für ihn in Kraft getreten ist, einem mehrseitigen Übereinkommen beizutreten, dessen Hauptziel oder eines seiner Hauptziele eine international-privatrechtliche Regelung auf einem der Gebiete dieses Übereinkommens ist, so findet das Verfahren des Artikels 23 Anwendung. Jedoch wird die in Artikel 23 Absatz 3 vorgesehene Frist von zwei Jahren auf ein Jahr verkürzt. 

(2) Das in Absatz 1 bezeichnete Verfahren braucht nicht befolgt zu werden, wenn ein Vertragsstaat oder eine der Europäischen Gemeinschaften dem mehrseitigen Übereinkommen bereits angehört oder wenn sein Zweck darin besteht, ein Übereinkommen zu revidieren, dem der betreffende Staat angehört, oder wenn es sich um ein im Rahmen der Verträge zur Gründung der Europäischen Gemeinschaften geschlossenes Übereinkommen handelt. 

Artikel 25

Ist ein Vertragsstaat der Auffassung, daß die durch dieses Übereinkommen erzielte Rechtsvereinheitlichung durch den Abschluß anderer als in Artikel 24 Absatz 1 bezeichneter Übereinkommen gefährdet ist, so kann dieser Staat beim Generalsekretär des Rates der Europäischen Gemeinschaften beantragen, Konsultationen zwischen den Unterzeichnerstaaten dieses Übereinkommens einzuleiten. 

Artikel 26

Jeder Vertragsstaat kann die Revision dieses Übereinkommens beantragen. In diesem Fall beruft der Präsident des Rates der Europäischen Gemeinschaften eine Revisionskonferenz ein. 

Artikel 27

(1) Dieses Übereinkommen gilt für das europäische Hoheitsgebiet der Vertragsstaaten einschließlich Grönlands und für das gesamte Hoheitsgebiet der Französischen Republik. 

(2) Abweichend von Absatz 1 a) gilt dieses Übereinkommen nicht für die Färöer, sofern nicht das Königreich Dänemark eine gegenteilige Erklärung abgibt; 

b) gilt dieses Übereinkommen nicht für die europäischen Gebiete ausserhalb des Vereinigten Königreichs, deren internationale Beziehungen dieses wahrnimmt, sofern nicht das Vereinigte Königreich eine gegenteilige Erklärung in bezug auf ein solches Gebiet abgibt; 

c) gilt dieses Übereinkommen für die Niederländischen Antillen, sofern das Königreich der Niederlande eine Erklärung in diesem Sinn abgibt. 

(3) Diese Erklärungen können jederzeit durch Notifikation an den Generalsekretär des Rates der Europäischen Gemeinschaften abgegeben werden. 

(4) Rechtsmittelverfahren, die im Vereinigten Königreich gegen Entscheidungen von Gerichten in einem der in Absatz 2 Buchstabe b) genannten Gebiete angestrengt werden, gelten als Verfahren vor diesen Gerichten. 

Artikel 28

(1) Dieses Übereinkommen liegt vom 19. Juni 1980 an für die Vertragsstaaten des Vertrages zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft zur Unterzeichnung auf. 

(2) Dieses Übereinkommen bedarf der Ratifizierung, Annahme oder Zustimmung durch die Unterzeichnerstaaten. Die Urkunden über die Ratifizierung, Annahme oder Zustimmung werden beim Generalsekretär des Rates der Europäischen Gemeinschaften hinterlegt. 

Artikel 29

(1) Dieses Übereinkommen tritt am ersten Tag des dritten Monats in Kraft, der auf die Hinterlegung der siebten Urkunde über die Ratifizierung, Annahme oder Zustimmung folgt. 

(2) Das Übereinkommen tritt für jeden Unterzeichnerstaat, der später ratifiziert, annimmt oder zustimmt, am ersten Tag des dritten Monats in Kraft, der auf die Hinterlegung seiner Urkunde über die Ratifizierung, Annahme oder Zustimmung folgt. 

Artikel 30

(1) Dieses Übereinkommen wird für zehn Jahre vom Zeitpunkt seines Inkrafttretens nach Artikel 29 Absatz 1 an geschlossen ; dies gilt auch für die Staaten, für die es nach diesem Zeitpunkt in Kraft tritt. 

(2) Vorbehaltlich einer Kündigung verlängert sich die Dauer dieses Übereinkommens stillschweigend jeweils um fünf Jahre. 

(3) Die Kündigung ist dem Generalsekretär des Rates der Europäischen Gemeinschaften mindestens sechs Monate vor Ablauf der zehnjährigen oder fünfjährigen Frist zu notifizieren. Sie kann auf eines der Gebiete beschränkt werden, auf das dieses Übereinkommen nach Artikel 27 Absatz 2 erstreckt worden ist. 

(4) Die Kündigung hat nur Wirkung gegenüber dem Staat, der sie notifiziert hat. Für die anderen Vertragsstaaten bleibt das Übereinkommen in Kraft. 

Artikel 31

Der Generalsekretär des Rates der Europäischen Gemeinschaften notifiziert den Vertragsstaaten des Vertrages zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft a) die Unterzeichnungen, 

b) die Hinterlegung jeder Urkunde über die Ratifizierung, Annahme oder Zustimmung, 

c) den Tag, an dem dieses Übereinkommen in Kraft tritt, 

d) die Mitteilungen gemäß den Artikeln 23, 24, 25, 26, 27 und 30, 

e) die Vorbehalte und deren Rücknahme gemäß Artikel 22. 

Artikel 32

Das im Anhang enthaltene Protokoll ist Bestandteil des Übereinkommens. 

Artikel 33

Dieses Übereinkommen ist in einer Urschrift in dänischer, deutscher, englischer, fanzösischer, irischer, italienischer und niederländischer Sprache abgefasst, wobei jeder Wortlaut gleichermassen verbindlich ist ; es wird im Archiv des Generalsekretariats des Rates der Europäischen Gemeinschaften hinterlegt. Der Generalsekretär übermittelt der Regierung jedes Unterzeichnerstaats eine beglaubigte Abschrift. 

Til bekräftelse heraf har untertegnede behörigt befuldmägtigede underskrevet denne konvention. 

Zu Urkund dessen haben die hierzu gehörig befugten Unterzeichneten ihre Unterschriften unter dieses Übereinkommen gesetzt. 

In witneß whereof the undersigned, being duly authorized thereto, have signed this Convention. 

En foi de quoi, les soussignés, dûment autorisés à cet effet, ont signé la présente convention. 

Dá fhianú sin, shínigh na daoine seo thíos, arna n-údarú go cuí chuige sin, an Coinbhinsiún seo. 

In fede di che, i sottoscritti, debitamente autorizzati a tal fine, hanno firmato la presente convenzione. 

Ten blijke waarvan, de ondergetekenden, daartö behoorlijk gemachtigd, hun handtekening onder dit Verdrag hebben geplaatst. 

Udfärdiget i Rom, den nittende juni nitten hundrede og firs. 

Geschehen zu Rom am neunzehnten Juni neunzehnhundertachtzig. 

Done at Rome on the nineteenth day of June in the year one thousand nine hundred and eighty. 

Fait à Rome, le dix-neuf juin mil neuf cent quatre-vingt. 

Arna dhéanamh sa Róimh, an naoú lá déag de Mheitheamh sa bhliain míle naoi gcéad ochtó. 

Fatto a Roma, addì diciannove giugno millenovecentoottanta. 

Gedaan te Rome, de negentiende juni negentienhonderd tachtig. >PIC FILE= "T0018857"> 
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PROTOKOLL 

Die hohen Vertragsparteien haben folgende Bestimmung vereinbart, die dem Übereinkommen als Anhang beigefügt ist: 

Ungeachtet der Vorschriften des Übereinkommens kann Dänemark den Paragraphen 169 des "Sölov" (Schiffahrtsgesetz) beibehalten, der das Recht betrifft, das auf Fragen im Zusammenhang mit der Güterbeförderung zur See anzuwenden ist, und diese Vorschrift ohne Einhaltung des Verfahrens des Artikels 23 des Übereinkommens ändern. 

Til bekräftelse heraf har undertegnede behörigt befuldmägtigede underskrevet denne protokol. 

Zu Urkund dessen haben die hierzu gehörig befugten Unterzeichneten ihre Unterschriften unter dieses Protokoll gesetzt. 

In witneß whereof the undersigned, being duly authorized thereto, have signed this Protocol. 

En foi de quoi, les soussignés, dûment autorisés à cet effet, ont signé le présent protocole. 

Dá fhianú sin, shínig na daoine seo thíos, arna n-údarú go cuí chuige sin, an Prótacal seo. 

In fede di che, i sottoscritti, debitamente autorizzati a tal fine, hanno firmato il presente protocollo. 

Ten blijke waarvan, de ondergetekenden, daartö behoorlijk gemachtigd, hun handtekening onder dit Protocol hebben geplaatst. 

Udfärdiget i Rom, den nittende juni nitten hundrede og firs. 

Geschehen zu Rom am neunzehnten Juni neunzehnhundertachtzig. 

Done at Rome on the nineteenth day of June in the year one thousand nine hundred and eighty. 

Fait à Rome, le dix-neuf juin mil neuf cent quatre-vingt. 

Arna dhéanamh sa Róimh, an naoú lá déag de Mheitheamh sa bhliain míle naoi gcéad ochtó. 

Fatto a Roma, addì diciannove giugno millenovecentoottanta. 

Gedaan te Rome, de negentiende juni negentienhonderd tachtig. 
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GEMEINSAME ERKLÄRUNG 

Die Regierung des Königreichs Belgien, des Königreichs Dänemark, der Bundesrepublik Deutschland, der Französischen Republik, Irlands, der Italienischen Republik, des Großherzogtums Luxemburg, des Königreichs der Niederlande und des Vereinigten Königreichs Großbritannien und Nordirland - im Augenblick der Unterzeichnung des Übereinkommens über das auf vertragliche Schuldverhältnisse anzuwendende Recht - I. in dem Bestreben, die Aufteilung der Kollisionsnormen auf zahlreiche Rechtsinstrumente und Unterschiede zwischen diesen Normen soweit irgend möglich zu vermeiden, 

wünschen, daß sich die Organe der Europäischen Gemeinschaften in Ausübung der ihnen aufgrund der Verträge zur Gründung der Europäischen Gemeinschaften gegebenen Zuständigkeiten bemühen, gegebenenfalls Kollisionsnormen anzunehmen, die soweit wie möglich mit denen des Übereinkommens in Einklang stehen; 

II. erklären ihre Absicht, von der Unterzeichnung des Übereinkommens an, solange sie nicht durch Artikel 24 des Übereinkommens gebunden sind, in den Fällen gegenseitige Konsultationen vorzunehmen, in denen einer der Unterzeichnerstaaten Vertragspartei eines Übereinkommens werden will, auf das das Verfahren des Artikels 24 Anwendung findet; 

III. äussern in Erwägung des Beitrags, den das Übereinkommen über das auf vertragliche Schuldverhältnis anzuwendende Recht zur Vereinheitlichung der Kollisionsnormen innerhalb der Europäischen Gemeinschaften leistet, die Ansicht, daß jeder Staat, der Mitglied der Europäischen Gemeinschaften wird, diesem Übereinkommen beitreten müsste. 

Til bekräftelse heraf har untertegnede behörigt befuldmägtigede underskrevet denne fälleserkläring. 

Zu Urkund dessen haben die hierzu gehörig befugten Unterzeichneten ihre Unterschriften unter diese gemeinsame Erklärung gesetzt. 

In witneß whereof the undersigned, being duly authorized thereto, have signed this Joint Declaration. 

En foi de quoi, les soussignés, dûment autorisés à cet effet, ont signé la présente déclaration commune. 

Dá fhianu sin, shínigh na daoine seo thíos, arna n-údarú go cuí chuige sin, an Dearbhu Comhphaírteach seo. 

In fede di che, i sottoscritti, debitamente autorizzati a tal fine, hanno firmato la presente dichiarazione comune. 

Ten blijke waarvan, de ondergetekenden, daartö behoorlijk gemachtigd, hun handtekening onder deze Verklaring hebben geplaatst. 

Udfärdiget i Rom, den nittende juni nitten hundrede og firs. 

Geschehen zu Rom am neunzehnten Juni neunzehnhundertachtzig. 

Done at Rome the nineteenth day of June in the year one thousand nine hundred and eighty. 

Fait à Rome, le dix-neuf juin mil neuf cent quatre-vingt. 

Arna dhéanamh sa Róimh, an naoú lá déag de Mheitheamh sa bhliain míle naoi gcéad ochtó. 

Fatto a Roma, addì diciannove giugno millenovecentoottanta. 

Gedaan te Rome, de negentiende juni negentienhonderd tachtig. >PIC FILE= "T0018862"> 
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GEMEINSAME ERKLÄRUNG 

Die Regierung des Königreichs Belgien, des Königreichs Dänemark, der Bundesrepublik Deutschland, der Französischen Republik, Irlands, der Italienischen Republik, des Großherzogtums Luxemburg, des Königreichs der Niederlande und des Vereinigten Königreichs Großbritannien und Nordirland - 

im Augenblick der Unterzeichnung des Übereinkommens über das auf vertragliche Schuldverhältnisse anzuwendende Recht, 

in dem Wunsch, eine möglichst wirksame Anwendung dieses Übereinkommens zu gewährleisten, 

in dem Bestreben zu verhindern, daß durch unterschiedliche Auslegung die durch dieses Übereinkommen angestrebte Einheitlichkeit beeinträchtigt wird - 

erklären sich bereit: 1. die Möglichkeit zu prüfen, dem Gerichtshof der Europäischen Gemeinschaften bestimmte Zuständigkeiten zu übertragen und gegebenenfalls über den Abschluß eines derartigen Übereinkommens zu verhandeln; 

2. ihre Vertreter in regelmässigen Zeitabständen miteinander in Verbindung treten zu lassen. 

Til bekräftelse heraf har undertegnede behörigt befuldmägtigede underskrevet denne fälleserkläring. 

Zu Urkund dessen haben die hierzu gehörig befugten Unterzeichneten ihre Unterschriften unter diese gemeinsame Erklärung gesetzt. 

In witneß whereof the undersigned, being duly authorized thereto, have signed this Joint Declaration. 

En foi de quoi, les soussignés, dûment autorisés à cet effet, ont signé la présente déclaration commune. 

Dá fhianú sin, shínigh na daoine seo thíos, arna n-údarú go cuí chuige sin, an Dearbhu Comhphaírteach seo. 

In fede di che, i sottoscritti, debitamente autorizzati a tal fine, hanno firmato la presente dichiarazione comune. 

Ten blijke waarvan, de ondergetekenden, daartö behoorlijk gemachtigd, hun handtekening onder deze Verklaring hebben geplaatst. 

Udfärdiget i Rom, den nittende juni nitten hundrede og firs. 

Geschehen zu Rom am neunzehnten Juni neunzehnhundertachtzig. 

Done at Rome on the nineteenth day of June in the year one thousand nine hundred and eighty. 

Fait à Rome, le dix-neuf juin mil neuf cent quatre-vingt. 

Arna dhéanamh sa Róimh, an naoú lá déag de Mheitheamh sa bhliain míle naoi gcád ochtó. 

Fatto a Roma, addì diciannove giugno millenovecentoottanta. 

Gedaan te Rome, de negentiende juni negentienhonderd tachtig. >PIC FILE= "T0018864"> 
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Praeambel: Die Praeambel beinhaltet die hohen Vertragsparteien des Vertrages zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft (EWG: mit der Gründung der EU in EG umbenannt) als Gründer dieses Übereinkommens.

Ihr Ziel war es, die innerhalb der Gemeinschaft insbesondere im Bereich der gerichtlichen Zuständigkeit und der Vollstreckung gerichtlicher Entscheidungen bereits begonnene Rechtsvereinheitlichung auf dem Gebiet des internationalen Privatrechts fortzusetzen, um einheitliche Normen für die Bestimmung des auf vertragliche Schuldverhältnisse anzuwendenden Rechts schaffen.

Titel 1 Anwendungsbereich:

Artikel 1

Anwendungsbereich

(1) Anzuwenden ist dieses Übereinkommen auf alle Sachverhalte, in denen es um vertragliche Schuldverhältnisse geht, die eine Verbindung zu verschiedenen Rechtsordnungen (verschiedener Staaten) aufweisen; für die es daher keine einheitliche Regelung gibt.

Abs 2 und 3 nennen alle Bereiche, auf die die Rechtsvorschriften der Konvention nicht anzuwenden sind.

Beispiele sind Personenstand sowie Rechts-, Geschäfts-, und Handlungsfähigkeit von natürlichen Personen (vorbehaltlich des Art 11) und vertragliche Schuldverhältnisse betreffend Testamente und das Gebiet des Erbrechts, die ehelichen Güterstände.

Artikel 2

Anwendung des Rechts von Nichtvertragsstaaten

Das nach diesem Übereinkommen verwiesene Recht ist auch dann anzuwenden, wenn es das Recht eines Nichtvertragsstaat ist.

Titel 1 gibt die Voraussetzungen an, unter denen Regelungen dieses Schriftstücks Anwendung finden und gleichzeitig die Charakteristik einer Kollisionsnorm und damit des internationalen Privatrechts:

Die von einem Sachverhalt aufgeworfenen Rechtsfragen, die eineVerbindung zu verschiedenen Rechtsordnungen haben, werden unter eine passende Kollisionsnorm (= Norm des Übereinkommens, welche die maßgebliche Rechtsordnung nach dem Prinzip der engsten Verknüpfung bestimmt) eingeordnet, was meistens durch Auslegung des Verweisungstatbestandes (= Verweisungsbegriff) (= die typenmäßige Beschreibung der zu beurteilenden Rechtsinstitution durch Verwendung von Rechtsbegriffen) geschieht.

Das passiert zuerst durch eine grobe systematische Einordnung unter das entsprechende Teilgebiet und endet mit der genauen Subsumtion unter die passende konkrete Kollisionsnorm und nennt sich „primäre Qualifikation“.

Titel 2 Einheitliche Bestimmungen:

Artikel 3

Freie Rechtswahl

(1)Nach diesem Art bestimmen die Parteien die maßgebliche Rechtsordnung.

Ihre Rechtswahl kann sich auf den ganzen Vertrag oder nur auf Teile dessen beziehen und sie muss ausdrücklich sein oder sich mit hinreichender Sicherheit aus den Bestimmungen des Vertrages oder aus den Unständen des Falles ergeben.

(2)Die Parteien haben immer die Möglichkeit, den Vertrag nach einem anderen Recht zu beurteilen als nach dem, auf das sie sich vorher geeinigt haben oder das aufgrund von Vorschriften dieses Übereinkommens für sie maßgeblich war.

(3)Die Wahl eines ausländischen Rechts kann die sogenannten „zwingenden 

Bestimmungen“, von denen nach dem Recht jenes Staates durch Vertrag nicht 

abgewichen werden kann, nicht berühren, wenn alle anderen Teile des Sachverhalts im Zeitpunkt der Rechtswahl in ein und demselben Staat liegen.

Artikel 4

Mangels Rechtswahl anzuwendendes Recht
(1) Wenn die maßgebliche Rechtsordnung nicht gem Art 3 von den Parteien bestimmt wird, unterliegt der Vertrag dem Recht des Staates, mit dem er die engsten Verknüpfungen (Verbindungen) aufweist.

Bei möglicher Trennung des Vertrages in zwei Teile, kann auf einen Teil das Recht eines anderen Staates angewendet werden, wenn dieser Teil eine engere Verbindung  zum anderen Staat hat.

(2) Engste Verbindungen mit einem Staat sind zum Beispiel, in dem die Partei, welche die charakteristischen Leistung zu erbringen hat, zu Vertragsabschluss ihren gewöhnlichen Aufenthalt hat, oder wenn es sich um eine juristische Person handelt ihre Hauptverwaltung hat. Bei gewerblicher oder beruflicher Tätigkeit ist der Staat in der sich die Hauptniederlassung befindet heranzuziehen.

(3) Ist ein dingliches oder ein Nutzungsrecht an einem Grundstück Gegenstand des Vertrags, sind die engsten Verbindungen mit dem Staat anzunehmen, in dem das Grundstück belegen ist.

(4) Bei Güterbeförderungsverträgen sind die engsten Verbindungen mit dem Staat anzunehmen, in dem der Beförderer zu Vertragsabschluss seine Hauptniederlassung hat, sofern ich dort Verladeort oder Entladeort oder die Hauptniederlassung des Absenders befinden.

(5)Bei Unbestimmbarkeit der charakteristischen Leistung ist Abs 2 nicht anzuwenden.

Art 3 und 4 legen die zwei möglichen Anknüpfungspunkte fest:

In Art 3 ist dies der Parteienkonsens und in Art 4 ist dies jenes Element des Tatbestandsbereiches, das Ausdruck engster Verknüpfung mit einer Rechtsordnung ist. Neben den subjektbezogenen Anknüpfungspunkten, von denen in Art 4 einige genannt werden (gewöhnlicher Aufenthalt, Niederlassung, Hauptniederlassung und tatsächlicher Sitz der Hauptverwaltung) gibt es objektbezogene (zB Lage der Sache, Registrierungsort der Sache) und handlungsbezogene Anknüpfungspunkte (zB Vornahmeort, Handlungsort, Besorgungsort, Vertretungsort).

 Mit Hilfe des Anknüpfungspunkts wird die anzuwendende Rechtsordnung angegeben; es kommt zur Verweisung.

Die Verweisung bezeichnet die „sekundäre Qualifikation“: Es wird auf eine Sachenrechtsordnung verwiesen, deren nur jene Sachnormen anzuwenden sind, die funktionell adäquat sind, das heißt der funktionellen Zweckidee des Verweisungstatbestandes derselben Rechtsordnung entsprechen und somit in den Anwendungsbereich des konkreten Verweisungsbegriffs passen (= kanalisierte Verweisung).

Die Verweisung auf fremdes Recht kann entweder unmittelbar die fremden Sachnormen berufen (Sachnormverweisung) oder sich vorerst an das IPR der berufenen fremden Rechtsordnung wenden um ihm weitere kollisionsrechtliche Entscheidungen zu überlassen (Gesamtverweisung).

Beide Möglichkeiten haben ihre Vor-, und Nachteile:

Für die Sachnormverweisung spricht, dass sie die eigene Anknüpfungswertung (Schwerpunktvorstellung, Vorstellung von der stärksten Beziehung) unverfälscht umsetzt. Der Vorteil der Gesamtverweisung ist, dass sie fremdes Recht nicht gegen seinen Willen anwendet und damit zugleich versucht, die Anwendung desselben Sachrechts zu erreichen, das auch der Richter im Staat des berufenen Rechts anwenden würde.

Artikel 5

Verbraucherverträge

(1) Diese Bestimmung gilt für Verträge über die

1.) Lieferung beweglicher Sachen

2.) Erbringung von Dienstleistungen an eine Person (Verbraucher), zu einem Zweck, der nicht der beruflichen oder gewerblichen Tätigkeit des Verbrauchers zugerechnet werden kann

3.) Sowie Verträge zur Finanzierung eines solchen Geschäfts

(2) Nach diesem Art haben gem Abs 2 die Parteien die Rechtswahl, die nur nicht dazu führen darf, dass dem Verbraucher der gewährte Schutz der zwingenden Bestimmungen des Rechts des Staates, in dem er gewöhnlich seinen Aufenthalt hat, entzogen wird. Die Beispiele sind in Abs 2 aufgezählt.

(3) Gem Abs 3 ist mangels einer Rechtswahl nach Art 3 das Recht des Staates maßgebend, indem der Verbraucher seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat.

Artikel 6

Arbeitsverträge und Arbeitsverhältnisse von Einzelpersonen

(1) Wie in Art 5 darf hier in den Arbeitsverträgen und Arbeitsverhältnissen die Rechtswahl der Parteien nicht dazu führen, dass dem Arbeitnehmer der durch die zwingenden Bestimmungen des Rechts eines Staates gewährte Schutz entzogen wird.

(2) Mangels einer Rechtswahl ist das Recht eines Staates anzuwenden, in dem der Arbeitnehmer in Erfüllung des Vertrages gewöhnlich seine Arbeit verrichtet, selbst wenn er vorübergehend in einem anderen Staat entsandt ist, oder das Recht des Staates in dem sich die Niederlassung befindet, die den Arbeitnehmer eingestellt hat, sofern dieser seine Arbeit gewöhnlich nicht in ein und demselben Staat verrichtet, es sei denn es ergeben sich Umstände, dass der Vertrag engere Verbindungen zu einem anderen Staat aufweist; dann ist dieses Recht anzuwenden.

Bei den Art 5 und 6 sind jeweils beide Anknüpfungspunkte möglich: der Parteienkonsens (eingeschränkt durch die zwingenden Bestimmungen eine Staates) und das Prinzip der engsten Verknüpfung (gilt subsidiär mangels einer Rechtswahl).

Anhand einer Bestimmung des Art 6 lässt sich der Aufbau einer Kollisionsnorm sehr gut darstellen.

Bsp: Auf Arbeitsverträge und Arbeitsverhältnisse  (= Tatbestand = Verweisungsbegriff) ist das Recht des Staates anzuwenden (= Verweisung), in dem der Arbeitnehmer in Erfüllung seines Vertrages gewöhnlich seine Arbeit verrichtet (= Anknüpfungspunkt).

Artikel 7

Zwingende Vorschriften

(1) Das sind Bestimmungen (man nennt sie auch Eingriffsnormen), die ohne Rücksicht darauf anzuwenden sind, welchem Recht der Vertrag unterliegt.

Entscheidend ist dabei das öffentliche Interesse, das Vorrang gegenüber dem Vertragsstatut hat.

Artikel 8

Einigung und materielle Wirksamkeit 

(1) Nur bei einem wirksamen Vertrag oder einer seiner wirksamen Bestimmungen, ist das Zustandekommen und die Wirksamkeit dieses Vertrages oder dieser Bestimmungen nach dem Recht dieses Übereinkommens zu beurteilen.

Artikel 9

Form

(1) Ein zwischen Personen, die sich im selben Staat befinden, geschlossener Vertrag ist formgültig, wenn er die Formerfordernisse des auf ihn nach diesem Übereinkommen materiell- rechtlich anzuwendenden Rechts oder des Rechts des Staates, in dem er geschlossen wurde, erfüllt.

(2) Bei einem Vertrag zwischen Personen in verschiedenen Staaten ist neben dem Recht des Übereinkommens das Recht dieser Staaten entscheidend.

(3) Bei Abschluss durch einen Vertreter muss der Staat berücksichtigt werden, in dem sich der Vertreter befindet.

(4) Einseitige Rechtsgeschäfte sind gültig, wenn die Formerfordernisse des Rechts dieses Übereinkommens oder des Rechts des Staates, in dem das Rechtsgeschäft vorgenommen worden ist, erfüllt sind.

Abs 5 und 6 sehen Ausnahmen vor.

Artikel 10

Geltungsbereich des auf den Vertrag anzuwendenden Rechts

(1) Das nach den Art 3 bis 6 und nach Art 12 dieses Übereinkommens auf einen Vertrag anzuwendende Recht ist insbesondere maßgebend für

a) seine Auslegung

b) die Erfüllung der durch ihn begründeten Verpflichtungen

c) die Folgen der vollständigen oder teilweisen Nichterfüllung dieser Verpflichtungen, einschließlich der Schadensbemessung

d) die Arten des Erlöschens der Verpflichtungen, die Verjährung und die Rechtsverluste

e) die Folgen der Nichtigkeit des Vertrages

Artikel 11
Rechts-, Geschäfts- und Handlungsfähigkeit

Eine Person kann sich in Bezug auf diese Eigenschaften nach einem Vertragsabschluss auf ihre aus dem Recht eines anderen Staates abgeleitete Unfähigkeit berufen, wenn der andere Vertragspartner bei Vertragsabschluss davon wusste oder wegen Fahrlässigkeit nicht wusste.

Artikel 12

Übertragung der Forderung

(1) Bei der Forderungsübertragung eines Zedents (Gläubiger, der seine Forderung an einen Dritten abtritt) an einen Zessionar (Dritter) ist das Recht ausschlaggebend, das nach diesem Übereinkommen auf den Vertrag zwischen ihnen anzuwenden ist.

(2) Dieses Recht bestimmt die Übertragbarkeit der Forderung, das Verhältnis zwischen Zessionar und Schuldner, die Voraussetzungen, unter denen die Übertragung dem Schuldner entgegengehalten werden kann, und die befreiende Wirkung einer Leistung durch einen Schuldner.

Artikel 13

Gesetzlicher Forderungsübergang

(1) Hat bei einer bestehenden Forderung eines Gläubigers gegenüber eines Schuldners ein Dritter die Verpflichtung, den Gläubiger zu befriedigen, oder hat er ihn bereits befriedigt, bestimmt das für die Verpflichtung des dritten maßgebende Recht, ob der Dritte die Forderung gegen den Schuldner ganz oder zu einem Teil geltend zu machen berechtigt ist.

(2) Dies gilt auch für mehrere Personen.

Artikel 14

Beweis

(1) Das für den Vertrag maßgebende Recht ist insoweit anzuwenden, als es für vertragliche Schuldverhältnisse gesetzliche Vermutungen aufstellt oder die Beweislast verteilt

(2) Zum Beweis eines Rechtsgeschäfts sind alle Beweisarten der lex fori oder eines jener in Artikel 9 bezeichneten Rechte, nach denen das Rechtsgeschäft formgültig ist, zulässig, sofern der Beweis in dieser Art vor dem angerufenen Gericht erbracht werden kann.

 Artikel 15

Ausschluss der Rück- und Weiterverweisung

Eine nach diesem Übereinkommen anzuwendende Rechtsordnung schließt die Rechtsnormen des IPR ihres Staates aus.

Es kommt keine Verweisung an das IPR des betreffenden Staates in Frage, welches dann auf die Rechtsnormen des eigenen Staates verweist.

Artikel 16

Öffentliche Ordnung

Möglichkeit der Versagung der Anwendung einer Norm des nach diesem Übereinkommen bezeichneten Rechts, wenn diese unvereinbar mit der öffentlichen Ordnung eines Staates des angerufenen Gerichts ist.

Artikel 17

Ausschluss der Rückwirkung

Dieses Übereinkommen ist in einem Vertragsstaat auf Verträge anzuwenden, die geschlossen worden sind, nachdem das Übereinkommen für diesen Staat in Kraft getreten ist.

Das bedeutet, dass sich Vertragspartner nicht nachträglich (nach Inkrafttreten des Übereinkommens für ihren Staat) auf die Konvention berufen können, wenn sie ihren Vertrag vorher abgeschlossen haben.

Artikel 18

Einheitliche Auslegung

Es ist eine einheitliche Auslegung und Anwendung der in der Konvention enthaltenen Rechtsnormen geboten.

Artikel 19

Staaten ohne einheitliche Rechtsordnung

(1) Für einen Staat mit mehreren Gebietseinheiten mit eigenen Rechtsnormen für vertragliche Schuldverhältnisse gilt für die Bestimmung des nach diesem Übereinkommen anzuwendenden Rechts jede Gebietseinheit als Staat.

(2) Solch ein Staat ist jedoch nicht verpflichtet, dieses Übereinkommen auf Kollisionen zwischen den Rechtsordnungen dieser Gebietseinheiten anzuwenden.

Artikel 20

Vorrang des Gemeinschaftsrechts

Dieses Übereinkommen berührt nicht die Anwendung von  Kollisionsnormen des Gemeinschaftsrechts, die auch vertragliche Schuldverhältnisse, allerdings auf besonderen Gebieten, zum Inhalt haben.

Das bedeutet das die Vorschriften dieser Konvention jene des Gemeinschaftsrechts nicht einschränken. Beide Kodifikationen gelten nebeneinander.

Artikel 21

Verhältnis zu anderen Übereinkommen

Weiters berührt es nicht die Anwendung internationaler Übereinkommen, denen ein Vertragsstaat angehört oder angehören wird.

Artikel 22

Vorbehalte

(1) Jeder Vertragsstaat kann sich das Recht vorbehalten die Bestimmungen des Art 7 (1) und des Art 10 (1) e nicht anzuwenden.

Nach Abs 2 und 3 ist es möglich, mehrere Vorbehalte einzulegen und vorbehalte wieder zurückzuziehen.

Vorbehalte haben unter anderem den Zweck, Staaten zu ermutigen Vertragsstaat zu werden.

Titel 3 Schlussvorschriften

Artikel 23

(1) Hat ein Vertragsstaat den Wunsch nach der Einführung einer neuen Kolissionsnorm, die in den Anwendungsbereich des Übereinkommens passt, teilt er seine Absicht den anderen Mitgliedsstaaten über den Generalsekretär des Rates der Europäischen Gemeinschaften mit.

(2) Dann hat jeder Unterzeichnerstaat sechs Monate Zeit, beim Generalsekretär eine Einleitung von Konsultationen mit den anderen Mitgliedsstaaten zu beantragen, um zu einem Einvernehmen zu gelangen.

(3) Hat innerhalb dieser Frist keiner beantragt, oder haben die Konsultationen innerhalb von zwei Jahren zu keinem gemeinsamen Ergebnis geführt, kann der betreffende Vertragsstaat sein Recht ändern.

Artikel 24

(1) Wünscht ein Vertragsstaat, einem mehrseitigen Übereinkommen, mit denselben Zielen wie in diesem Übereinkommen, beizutreten, ist das Verfahren gem Art 23 anzuwenden. Die in Abs 3 vorgesehene Frist wird auf ein Jahr verkürzt.

(2) Dieser Abs zählt die Situationen auf, bei denen das in Abs 1 bezeichnete Verfahren nicht befolgt werden muss.

Artikel 25 

Ein Vertragsstaat, der der Auffassung ist, das die Rechtsvereinheitlichung durch andere, als in Art 24 genannten Übereinkommen, gefährdet ist, kann beim Generalsekretär um Einleitung von Konsultationen mit den anderen Mitgliedsstaaten bitten.

Artikel 26

Jeder Vertragsstaat hat die Möglichkeit, Revision (Überprüfung) des Übereinkommens zu beantragen. Es folgt eine Revisionskonferenz, die durch den Präsident des Rates der Europäischen Gemeinschaften einberufen wird.

Die Art 23 – 26 geben den Vertragsstaaten die Möglichkeit, von den anderen Unterzeichnerstaaten gehört zu werden und ihren Wünschen, falls es zu einem Einvernehmen kommt, Rechnung zu tragen.

Unter den Vertragsstaaten herrscht daher Demokratie. Jeder hat ein Mitbestimmungsrecht.

Auch ist speziell in den Art 25 und 26 die Sicherheit für jeden Vertragsstaat gegeben, indem er, wenn er sich über einen Punkt des Übereinkommens nicht  im Klaren ist oder dagegen Bedenken äußert, die Möglichkeit zur Beratung mit den anderen Mitgliedern, ja sogar zur Überprüfung des Übereinkommens in einer Revisionskonferenz hat.

Dadurch fühlt sich jeder Vertragsstaat sicher, da über alles gesprochen und abgestimmt wird und er über alles informiert wird.

Artikel 27

(1) Dieser Art beinhaltet die Geltung  des Übereinkommens:

Sie betrifft das europäische Hoheitsgebiet der Vertragsstaaten einschließlich Grönlands und das gesamte Hoheitsgebiet der französischen Republik

(2) Dieser Abs nennt bestimmte Voraussetzungen, unter denen das Übereinkommen für einen Staat gilt.

Artikel 28

(1) Dieses UEbereinkommen liegt vom 19. Juni 1980 an fuer die Vertragsstaaten des Vertrages zur Gruendung der Europaeischen Wirtschaftsgemeinschaft zur Unterzeichnung auf. 

(2) Dieses UEbereinkommen bedarf der Ratifizierung, Annahme oder Zustimmung durch die Unterzeichnerstaaten. Die Urkunden ueber die Ratifizierung, Annahme oder Zustimmung werden beim Generalsekretaer des Rates der Europaeischen Gemeinschaften hinterlegt. 

Artikel 29

(1) Dieses UEbereinkommen tritt am ersten Tag des dritten Monats in Kraft, der auf die Hinterlegung der siebten Urkunde ueber die Ratifizierung, Annahme oder Zustimmung folgt. 

(2) Das UEbereinkommen tritt fuer jeden Unterzeichnerstaat, der spaeter ratifiziert, annimmt oder zustimmt, am ersten Tag des dritten Monats in Kraft, der auf die Hinterlegung seiner Urkunde ueber die Ratifizierung, Annahme oder Zustimmung folgt. 

Artikel 30
(1) Dieses UEbereinkommen wird fuer zehn Jahre vom Zeitpunkt seines Inkrafttretens nach Artikel 29 Absatz 1 an geschlossen ; dies gilt auch fuer die Staaten, fuer die es nach diesem Zeitpunkt in Kraft tritt. 

(2) Vorbehaltlich einer Kuendigung verlaengert sich die Dauer dieses UEbereinkommens stillschweigend jeweils um fuenf Jahre. 

(3) Die Kuendigung ist dem Generalsekretaer des Rates der Europaeischen Gemeinschaften mindestens sechs Monate vor Ablauf der zehnjaehrigen oder fuenfjaehrigen Frist zu notifizieren. Sie kann auf eines der Gebiete beschraenkt werden, auf das dieses UEbereinkommen nach Artikel 27 Absatz 2 erstreckt worden ist. 

(4) Die Kuendigung hat nur Wirkung gegenueber dem Staat, der sie notifiziert hat. Fuer die anderen Vertragsstaaten bleibt das UEbereinkommen in Kraft. 

Artikel 31
Der Generalsekretaer des Rates der Europaeischen Gemeinschaften notifiziert den Vertragsstaaten des Vertrages zur Gruendung der Europaeischen Wirtschaftsgemeinschaft a) die Unterzeichnungen, 

b) die Hinterlegung jeder Urkunde ueber die Ratifizierung, Annahme oder Zustimmung, 

c) den Tag, an dem dieses UEbereinkommen in Kraft tritt, 

d) die Mitteilungen gemaess den Artikeln 23, 24, 25, 26, 27 und 30, 

e) die Vorbehalte und deren Ruecknahme gemaess Artikel 22. 

Artikel 32

Das im Anhang enthaltene Protokoll ist Bestandteil des UEbereinkommens. 

Artikel 33

Dieses UEbereinkommen ist in einer Urschrift in daenischer, deutscher, englischer, fanzoesischer, irischer, italienischer und niederlaendischer Sprache abgefasst, wobei jeder Wortlaut gleichermassen verbindlich ist ; es wird im Archiv des Generalsekretariats des Rates der Europaeischen Gemeinschaften hinterlegt. Der Generalsekretaer uebermittelt der Regierung jedes Unterzeichnerstaats eine beglaubigte Abschrift.
Quellenverzeichnis: http://europa.eu.int/eur-lex/lex/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=CELEX:41980A0934:DE:HTML
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